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ORGAN DES REICHSBANNERS SCHWARZ-ROT-GOLD 

BUND AKTIVER DEMOKRATEN E.V. UND DES:FREIHEITSBUNDES E.V. BERLIN 

Beharren oder vorwärts streben? 

von August Kerger, Bonn 

Im Jahre 1968 haben wir in Frankfurt unsere erste Bundeskonfe­
renz nach dem Jahre 1933 durchgeführt. Es war eine Konferenz, 
deren Ergebnis uns wegen der Aussichten unserer künftigen Ar­
beit hoffnungsvoll stimmte und die auch in der Öffentlichkeit ein 
vielfältiges Echo fand. 

Inzwischen ist viel Zeit verstrichen, dazwischen liegt die zweite 
Konferenz in Bonn-Beuel, und es steht uns wohl an, jetzt Rück­
schau zu halten und eine kritische Selbstbetrachtung vorzuneh­
men. Wir müssen, wie wir es auch früher getan haben, falls es 
erforderlich ist, unsere Lage zu jeder Zeit neu überprüfen. 

In der Frankfurter Bundeskonferenz gab sich unser Bund eine 
gute moderne Satzung; unserem Namen setzten wir im Hinblick 
auf die neuen und gegenüber früher veränderten Aufgaben die 
Bezeichnung „Bund aktiver Demokraten" hinzu. Unter dem nach 
wie vor gültigen und aktuellen Leitwort „Die Republik braucht 
aktive Demokraten" hatte unser Kamerad H. W. Sabais, der 1971 
Oberbürgermeister von Darmstadt wird, ein Grundsatzreferat ge­
halten, das eine hervorragende Dokumentation darstellt. Ein we­
nig später haben wir sogar ins Detail gehende Arbeitsrichtlinien 
herausgegeben, die keine „Dienstvorschriften" sondern ein wirk­
liches Arbeitsprogramm für unsere Kameraden im lande waren. 

Satzungen, Grundsatzreferate, Richtlinien usw. sind wichtige, ja 
unentbehrliche Hilfen für die politische und organisatorische Ar­
beit. Erfolgreich wird diese Arbeit aber nur dann sein, wenn genü­
gend und willige Kameraden da sind, die auch unter den 'Umstän­
den, unter denen die Arbeit neu begonnen wurde, bereit sind, 
das gesprochene und geschriebene Wort in organisatorische Wirk­
lichkeit umzusetzen. Aber da sind wir auch heute noch, wer wollte 
es leugnen, in einer schwierigen Lage. Zudem hat das Reichs­
banner als Opfer nationalsozialistischer Gewaltherrschaft bis heute 
keine Wiedergutmachung erhalten. Das ist neues Unrecht, was uns 
widerfahren ist, und das ist_eigentlich sogar ein Skandal, meinen 
wohl alle unsere Kameraden. Aber damit nicht genug. S~hon beim 
Beginn unserer Arbeit wurde uns - wir sagen es hier wiederholt 
- nicht nur von unseren Gegnern, was wir verstehen könnten, 
sondern leider auch von manchen politischen Freunden wenig 
Wohlwollen entgegengebracht. Skepsis, Gleichgültigkeit, Unver­
ständnis, Ablehnung, nicht selten mit Arroganz vorgetragen, ja 
auch Brüskierung oder mitleidiges Lächeln ob unserer Existenz, 
mußten und müssen wir noch hinnehmen, von rühmlichen Aus­
nahmen abgesehen. Wir stellen das mit Bitterkeit fest, wir, die wir 
immer dann wenn der demokratische Staat und seine Träger uns 
brauchten, unsere Pflicht getan haben. Für uns war politisches Tun 
nie die Ausübung eines Jobs, sondern Ausdruck einer gewonne­
nen Überzeugung. Dabei ist unser Tun heute, wie damals, von der 
Sorge getragen, daß dem Wirken extremistischer und reaktionärer 
politischer Kräfte nicht mit dem notwendigen Selbstbewußtsein 
entgegengetreten wird. Wir wollen hier berechtigten und legalen 
Widerstand leisten und so gesehen auch ein Kampfbund sein, 
wohlgemerkt nicht im Gewande unseres Wirkens in der Weima­
rer Republik, sondern in der neuen Form wie unsere Satzung 
unser Wollen darstellt. 

In der 1966 im Droste-Verlag in Düsseldorf erschienenen umfang­
reichen Arbeit Karl Rohe' über das „Reichsbanner Schwarz-Rot­
Gold" ist in dem Abschnitt, der Überlegungen „zum politisch­
ideologischen Standort des Reichsbanners" damals anstellt, sehr 
viel gesagt, was auch heute noch oder wieder für uns Gültigkeit 
hat. Die Zusammenarbeit in unserem Bunde nämlich, rnit Ange­
hörigen verschiedener demokratischer Parteien, ist auch heute für 
uns kein taktisches, jederzeit aufkündbares Bündnis. Darin liegt 
auch keine Spitze gegen die Parteien, sondern der alte Reichs­
bannergedanke und unser heutiges Bekenntnis zum Bund aktiver 
Demokraten meint auch Einheit in der Verschiedenheit. In dem 
Zusammenwirken mit politisch Andersdenkenden, mit denen man 
sich in den Grundüberzeugungen einig weiß, sehen wir eine Probe 
auf die Echtheit des demokratischen Bewußtseins. Das setzt auch 
unser positives Bekenntnis zu einem parteipolitischen Pluralismus 
als einem Wesensbestandteil der Demokratie voraus. Und Rohe 
sagt ebenso richtig, daß das Zusammenwirken mit politisch 
Andersstehenden in einer gemeinsamen Organisation zwangs­
läufig zum Abbau traditioneller Vorurteile und zur Verbesserung 
des politisch-psychologischen Klimas beigetragen habe. Dabei wol­
len wir weiß Gott nicht echte Gegensätze und Überzeugungen ver­
wischen. Sind doch in unserem Bunde die aktiven Kameraden in 
gleicher Weise in einer demokratischen Partei tätig. 

In einem Bund, wie wir es sind, müßten alle aktiven Demokraten 
mitmachen. Hier wartet auf uns ein weites Feld der Betätigung. 
Ist es denn z. B. nicht eine geradezu lebenswichtige Aufgabe im 
demokratischen Staat, die große Zahl von Bundesbürgern, die von 
politischer Gleichgültigkeit befallen sind oder politisch erschüt­
ternd primitiv argumentieren, zur politischen Teilnahme, zur poli­
tischen Bewußtseinsbildung, zum politischen Bekenntnis zum de­
mokratischen Staat aus Überzeugung zu bringen? 

So gesehen hätten also demokratische Parteien, Gewerkschaften 
usw. eigentlich allen Anlaß, unsere Arbeit zu unterstützen, zumin­
dest sie nicht abzulehnen. Wie wir schon sagten, ist das leider 
nicht der Fall. Und bei diesem Verfahren finden sie eine ihnen 
willkommene Rechtfertigung mit dem Hinweis, daß das alte Reichs­
banner Schwarz-Rot-Gold ein Anachronismus, eine überholte Sache 
sei. Die Beibehaltung des alten Namens erwecke noch immer 
den Anschein, als ob man es entweder mit der alten Organisa­
tion oder mit einem Traditionsverein zu tun habe. Die alte Organi­
sation könne und solle nicht wieder erstehen und als Traditions­
verein mögen eben jene, die da als überlebende noch mitmachen, 
das solange tun, bis es auch nicht mehr zu einem Stammtisch 
reiche. Ein ehrenvolles Gedenken sei ihnen jetzt schon sicher. 

Nun, wir wollen auch an dieser Stelle nicht verhehlen, daß eine 
solche Argumentation uns zur Zeit an der verwundbarsten Stelle 
trifft. Bereits in Frankfurt gab es eine erste Diskussion zwischen 
„Traditionalisten" und „Erneuerern" unseres Bundes über den 
Namen, unter dem seine Arbeit wieder aufleben sollte. Es gab 
einen ersten Kompromiß, die Hinzufügung der Bezeichnung „Bund 
aktiver Demokraten" zum alten Namen. In der Öffentlichkeit sprach 
und spricht man aber noch immer vom Reichsbanner und in der 



praktischen Arbeit spüren wir auch neben den aufgezeigten 
Schwierigkeiten die Schwierigkeit unter dem alten Namen ins­
besondere junge und neue Mitglieder werben zu können. Das aus 
der Zeit vor 1933 noch fortbestehende und nicht wie es fälsch­
lich heißt, ,, neugegründete Reichsbanner" kann aber hier nicht auf 
einem falsch verstandenen Traditionsbewußtsein beharren und 
eine positive Entwicklung als Bund aktiver Demokraten durch die 
Beibehaltung des alten Namens als Hauptbezeichnung hindern. 
Die Bundeskonferenz in Bonn-Beuel hat einen Antrag unsere 
Organisation „ BUND AKTIVER DEMOKRATEN, Reichsbanner 
Schwarz-Rot-Gold " zu nennen, also nur eine Namensänderung 
vorzunehmen, auf die Tagesordnung der nächsten Bundeskonfe­
renz gesetzt. Mit einer solchen Regelung käme man sowohl den 
Auffassungen der „Traditionalisten " wie denen der „ Erneuerer" 
entgegen. Der Schreiber dieser Ausführungen ist dem Reichs­
banner im Jahre 1925 beigetreten und nimmt deshalb für sich in 
Anspruch, Verständnis für die sehr ehrenwerte Tradition unseres 
Bundes zu haben. Er muß aber auch alle Kameraden in Ortsver­
einen, die ihre Arbeit bewußt unter der alten Bezeichnung und 
leider auch noch oft im Stil eines Traditionsvereins fortführen 

fragen, was ihr Beharren auf alten Formen ihnen denn an neuen, 
insbesondere jüngeren Kameraden eingebracht hat? 

Es kann deshalb allen Ortsvereinen nur dringend empfohlen wer­
den, sich einmal die wesentlichen Punkte unserer neuen Bundes­
satzung und unserer Arbeitsrichlinien vorzunehmen. Wer das ver­
wirklichen will, was dort steht, kann beim besten Willen unsere 
Arbeit nicht mehr im alten Stil und ohne Namensveränderung 
tun. Die Tradition unseres Bundes kann durchaus in besonderen 
Zusammenkünften unserer Kameraden gepflegt werden, daran soll 
ja nicht gerüttelt werden. Wer aber will, daß unser Bund eine 
echte und breite Wirkungsmöglichkeit bekommt, der möge mit da­
zu beitragen, daß notwendige Entscheidungen nicht mehr auf die 
lange Bank geschoben werden. Es ist weder eine hier beabsich­
tigte Pression, noch eine Spur von Übertreibung, wenn hier fest­
gestellt wird, daß eine Entscheidung über eine statische oder 
dynamische Bundesarbeit, gleichzeitig auch eine Entscheidung 
darüber ist, ob wir den Krebsgang gehen oder ein wirklicher 
Bund aktiver Demokraten werden. 

Unsere Arbeit nach 1945 darf nicht umsonst gewesen sein , denn 
wir vertreten eine gute Sache. 

Blick auf graue Tage 
von Erich Knapp 

Der französische Radikalsozialist, also linksliberale Jean-Jaques 
Servan-Schreiber hat vor kurzem nach seiner Rückkehr aus Grie­
chenland auf die Möglichkeiten hingewiesen, daß der amerika­
nische Geheimdienst CIA ähnlich wie in Athen in ganz Europa 
Militärputsche begünstigen könnte. Nach der gigantischen Fehl­
spekulation des Lon Nol-Putsches und amerikanischen Einmar­
sches in Kambodscha sollte man diese Warnung ernst nehmen. 

Denn die Amerikaner haben, wie wir, ein wichtiges Interesse an 
der Stabilität und Prosperität des westeuropäischen Halbkonti­
nents. Und sie könnten sich in der Wahl der Mittel zur Durch­
setzung ihrer Politik, wie so oft, irren - zu ihrem, aber auch zu 
unserem Nachteil. 
Die Wachsamkeit der aktiven Demokraten in der Bundesrepublik 
darf auch deshalb nicht nachlassen. Es gibt, trotz schönen Wet­
ters in Bonn, einige Faktoren, die gutwillig-dumme wie böswillige 
Kräfte zur „Abhilfe" und „Stabilisierung" verleiten könnten. Da ist 
einmal die Gefahr des Abbröckelns der kleinen Mehrheit der 
Regierungskoalition. Andererseits sind die Sitze im Bundestag so 
verteilt, daß auch bei einem Regierungswechsel keine stabile 
Mitte-Rechts-Regierung möglich wäre (von der außerparlamentari­
schen Reaktion auf eine solche Regierung ganz zu schweigen). Da 
ist der ungewisse Ausgang von Bundestagsneuwahlen, aus denen 
alles Augurengerede der Demoskopen und Zweckoptimismus der 
Politiker zum Trotz keine regierungsfähige Mehrheit hervorgehen 
muß. Schließlich haben wir die unausweichliche Notwendigkeit 
großer Reformen und Demokratisierungen der bundesdeutschen 
Verfassungswirklichkeit vor uns. Das geht nicht ohne Widerstände 
ab. Das sind Modernisierungen, die einige Kräfte in der Bundes­
republik zur legalistischen, vielleicht putschistischen „Verteidi­
gung " ihrer überkommenen Privilegien veranlassen könnten. Und 
für manche Traditionalisten besteht Verteidigung immer noch im 
Angriff. 
Wir alle sind an parlamentarischer Stabilität ebenso interessiert 
wie an der Lebensfähigkeit der Bundesrepublik, die ohne Refor­
men zurückfallen muß. Nur einige wollen keine Reformen, dafür 
aber Weimarer Zustände. Nicht nur bei den Rechts- und links­
radikalen, auch in Bonn kann der kritische Beobachter in Büro­
kratie, Bundeswehr und Parteien Faktoren erkennen, die einmal 
eine scharf reaktionäre Politik treiben könnten. Außen- oder 
wirtschaftspolitische Rückschläge könnten den Zündfunken ab­
geben. Die Faktoren in Bonn werden von vielen Ministern der 
liberal-sozialen Regierung kaum abgebaut. Selbst der energische 
Helmut Schmidt kann an die Stelle von rebellierenden Haudegen 
und Ideologen a la „Die Bundeswehr ist die Schule der Nation" 
nur nüchternere, besser ausgebildetere Offiziere setzen. Zur 
Sicherung der Bundeswehr durch aktive, engagierte Demokraten 
in größerer und notwendiger Zahl reicht das Personalreservoir 
einfach nicht aus. 
Diese Diagnose klingt pessimistisch. Aber wer dem Unwetter 
standhalten will, muß ein Dach über sein Haus setzen, solange der 
Sturm den Optimisten unwahrscheinlich vorkommt. Die Demokra­
ten in der Bundesrepublik sollten dem Reichsbanner Schwarz­
Rot-Gold beitreten und mithelfen, eine Kraft aufzubauen, die einen 
legalistischen oder illegalen Putsch verhindern kann. 

Es muß deshalb heute unterschieden werden zwischen Demokra­
ten und Scheindemokraten. Das war in den zwanziger Jahren, als 
sich die Rechtsradikalen offen zu erkennen gaben, nicht nötig. 
Diejenigen, die in den letzten 20 Jahren in Bonn eine reaktionäre 
Bürokratie und eine Bundeswehr mit überwiegend demokratie­
fremdem Selbstverständnis wiederaufgerichtet oder nicht verhin­
dert haben, und die anderen, die davor über Jahre hinweg ge­
warnt hatten, können unter den heutigen Bedingungen nicht das­
selbe unter einer verteidigenswerten Demokratie verstehen. Aber 
das soll nicht heißen, daß die Trennungslinie zwischen Sozial­
demokraten und Liberalen auf der einen Seite und Christdemo­
kraten auf der anderen Seite verliefe. So simpel ist es nicht. Unser 
Kriterium heißt: bist Du für die Arbeits- und Entscheidungsfähig­
keit von Bundestag und Bundesrat, für die Unabhängigkeit der 
Rechtsprechung, also die Gewaltenteilung, für die Verteidigung 
aller Grund- und Menschenrechte und die föderale Ordnung? 
Unser Kriterium heißt: bist Du für die Transponierung der grund­
gesetzlichen Ordnung aus dem normativen Raum in den der 
Verfassungswirklichkeit, also, bist Du für Reformen und Demokra­
tisierung? Die Stellungnahme zu diesen Fragen ist eine Weggabel, 
an der sich die freiwillig-unbewußten Wegbereiter einer neuen 
Diktatur von den Verteidigern und Erweiterern des Volksstaats 
trennen . 

Das Reichsbanner muß ein maßgebender Faktor in der deutschen 
Innenpolitik werden, indem es an der Seite der progressiven 
Demokraten und der Gewerkschaften steht. 

Der Tag der deutsch-deutschen Begegnung in Kassel war außer­
halb des Tagungsplatzes bestimmt vom Aufmarsch- des Links­
und Rechtsradikalismus. Vom demokratischen Staat waren die 
Uniformen der Polizei zu sehen. Doch das genügt nicht, denn wir 
sind kein Nachtwächterstaat. Auch der demokratische Staats­
bürger im politischen Aggregatzustand muß bei solchen Anläs­
sen sichtbar werden, die Extremisten auf ihre Plätze verweisen 
und dem Eindruck gegensteuern, als könne sich dieser Staat 
aktiv nur noch auf seine Beamten verlassen. Das Reichsbanner 
muß in Erscheinung treten. 

Das kann es, sobald es innenpolitisch Position nicht nur gegen 
den Rechts- und Linksextremismus, sondern für die Kräfte bezo­
gen hat, die die Republik durch Reform und Demokratisierung 
stärken wollen. Wir sind nicht, wie manche uns porträtieren wol­
len, ein Verein zur Pflege demokratischer Erinnerungen. Wir arbei­
ten heute, wenn auch weitgehend unverstanden, auf den grauen 
Tag hin, wenn man aktive Verteidiger der Demokratie brauchen 
und rufen wird. Mit kurzfristigen Improvisationen ist dann kein 
Staat zu machen und im Lot zu halten. Die fortschrittlichen De­
mokraten in Deutschland sollen wissen, wen sie an uns haben. 
Das Reichsbanner aber muß deutlich machen, daß es für Reform 
und Demokratisierung der Bundesrepublik steht. Dann fängt man 
an, mit uns zu rechnen. Das Reichsbanner muß ein Faktor der 
deutschen Innenpolitik werden, der die Feinde der Demokratie 
abschreckt und ihren Freunden das Dummheitenmachen erspart. 



Gelesen, zitiert und kommentiert 
Strammstehen vor einer Legende 

Jeden 2. August erinnern sich Zirkel und Gruppen - und darauf 
aufmerksam gemacht - das ganze deutsche Volk an eine beson­
dere Gestalt unserer Geschichte, die schon zu Lebzeiten eine 
Legende war: Paul von Hindenburg, Generalfeldmarschall. Sein 
Todestag und sein Leichnam gehören zu den balsamierten Tat­
sachen der Nation. 
Jedes Volk hat seine Idole. Es sucht in ihnen Halt und Inhalt für 
Vergangenheit und Zukunft. Der Ruhm des greisen Marschalls 
empfing seine Weihen nicht allein aus dem wechselvollen und 
unglücklichen Verlauf des ersten großen Krieges, sondern auch 
aus Entstehen und Niedergang der ersten deutschen Republik. 
Historiker schreiben: In Hindenburg hatte sich das durch Revolu­
tion und den Glauben, im Felde unbesiegt zu sein, verunsicherte 
deutsche Volk eine Gallionsfigur geschaffen, die böse Geister 
schrecken und ihm Glück bringen sollte. Doch die Geschichte ist 
ein erbarmungsloser Richter. 
Als Soldat und als Präsident der Republik hatten sich Hinden­
burgs Nimbus und seine Volkstümlichkeit als die Quelle seiner 
Macht erwiesen. Er galt als gottgesandter Mann. Selbst hat er 
allerdings von dieser Macht selten Gebrauch gemacht. Er wurde 
vielmehr geschoben. 
Von Natur schwerfällig, hausväterlich, konfliktscheu, entscheidungs­
ängstlich und schließlich ignorant, lieh er seine Autorität den Ta­
ten anderer. Und diese anderen nutzten seine Legende, um den 
Untergang eines Deutschland vorzubereiten, das in dieser Form 
nie wieder entstehen wird. 
So wurde Hindenburg das Opfer seiner eigenen Legende. Sein An­
sehen freilich nahm keinen Schaden daran. Bis auf den heutigen 
Tag wird sein Nachruhm als begnadeter Feldherr und nationaler 
Führer gepflegt und zurechtgebogen. Noch immer gedenkt man 
seiner mit Händen an der Hosennaht. 
Ein Geschichtsunterricht, der sich dieser Einsichten bedient, dürfte 
wenig Beifall finden. Dennoch scheint er nötig. Denn der Mythos 
vom Titanen Hindenburg, der mit seinem meteorhaften Aufstieg 
in das Wetterleuchten einer Epoche begann und z~gleich ihr 
Ende besiegelte, kennzeichnet in bewegender Weise die politische 
Urteilskraft des deutschen Volkes. 
Das Strammstehen vor der Erinnerung stellt ihr kein rühmliches 
Zeugnis ·aus. Heißt es doch trotz aller bitteren Erfahrungen der 
Geschichte: Eine Legende stirbt, aber sie ergibt sich nicht. 

(AZ-Nachrchten, Dieter Gütt 12. 8. 1970) 

Die Sache mit der Flagge 
,,Patriotisch" bedeutete in den USA nicht das gleiche wie inner­
halb europäischer Nationalistenkreise. Patriotisch war es, an be­
stimmten Feiertagen die amerikanische Fahne zu hissen; das 
Thanksgivingfest Ende November im großen Familienkreis zu 
begehen und vor allem den 4. Juli gebührend zu feiern. Man 
trieb keinen Fahnenkult und zeigte seit dem McCarthy-Malheur 
wenig Neigung zu nationalistischem Gebaren. ,,Gods own country", 
das war ein Motto, welches eher lässig benutzt wurde und keiner­
lei politisches Programm signalisierte. 
All das hat sich nun geändert. Im Zuge der „Europäisierung" 
Amerikas sind auch die aus dem 19. Jahrhundert stammenden 
Slogans mitübernommen worden. Plötzlich hat das Sternenbanner 
eine neue, andere Bedeutung für Millionen Amerikaner, für jene 
Schichten, die Nixen, wie es nun doch scheint, in seiner berühm­
ten Rede an die „schweigende Mehrheit" demagogisch mobilisiert 
hat. Und mit charakteristisch amerikanischem Elan haben sich 
Geschäftemacher des neuen Trends bemächtigt. Optisch tritt der 
sich rapide ausbreitende Fahnenkult deutlich in Erscheinung: An 
Windschutzscheiben und Rückfenstern unzähliger Autos prangt 
ein Abziehbild der Fahne in Kleinformat; Ansteckplaketten finden 
reißend Absatz, einfache Fahnen, in Silber gefaßt oder, als bisher 
schönste Kitschfigur, das Sternenbanner auf den Leib der Frie­
denstaube geprägt. Ähnlich wie bei den Parteikongressen, wo die 
abenteuerlichsten Plaketten auftauchen, bieten Händler jede 
Woche neue Versionen der Vielzweckfahne an. Die Plastik- und 
Blechindustrie kommt auf ihre Kosten. 
Worum es dabei geht, wurde besonders deutlich, als Bauarbeiter 
in New York mehrfach auf demonstrierende Kriegsgegner ein­
droschen. Denn diese gutverdienenden Leute, der Sache Marxens 
längst verloren, haben Nixons Appell eindeutig so verstanden: 
America first, love America or leave it, wer kritisiert ist kein 
Patriot. ,,Patriotisch" wird als Synonym für politischen Konformis­
mus, als Zustimmung zur Regierungspolitik definiert. Das ist neu 
und unamerikanisch. 

Gegen diese gefährliche Entwicklung trat der bekannte Literatur­
kritiker Alfred Kazin unlängst in New York auf (vgl. auch SZ 
Nr. 139 vom 11. Juni 1970), wo er, von einem Lautsprecherwagen 
redend, gegen „ die Fahnenangelegenheit" (flag business) prote­
stierte. Indem Kazin sich auf ein Gesetz aus dem Jahr 1942 be­
rief, welches bestimmt, daß das Sternenbanner nur von Sonnen­
aufgang bis Sonnenuntergang öffentlich gehißt werden darf, be­
zeichnete er es ,,als groben Unfug", daß Bauarbeiter die Fahne 
24 Stunden lang demonstrativ von Kränen und auf Baustellen in 
der City flattern lassen. Er kritisierte auch die Tatsache, daß Poli­
zei- und Feuerwehrwagen die Flagge aufzehen, weil dadurch der 
ursprüngliche Sinn einer durch das Sternenbanner symbolisierten 
Toleranz verfälscht werde. 
Nun, der patriotische Bazillus breitet sich aus. Nirgends wird die 
Polarisierung, die Zerrissenheit des Landes klarer erkennbar als 
in der „Fahnenangelegenheit", die Familien trennt, Studenten und 
Bürger entzweit und, von Agnews Reden angeheizt, Amerikaner 
gegen Amerikaner aufstehen läßt. Das unselige Erbe Europas 
lastet in diesen Vorsommertagen drückend auf jenem Kontinent, 
der bisher von vielen Europäern als demokratischer Freihafen, als 
das Land der Toleranz, Gelassenheit und persönlichen Freiheit, 
erlebt wurde. Der Vorgang ist zutiefst deprimierend. 

Robert von Berg (SZ Nr. 158/70) 

Doch Pension für Dietrich Klagges 
Berlin/Braunschweig, 29. Juli (AP). Der frühere Ministerpräsi­
dent von Braunschweig Dietrich Klagges, der unter anderem Hitler 
zur Einbürgerung in Deutschland verholfen und nach dem Kriege 
eine hohe Zuchthausstrafe verbüßen mußte, wird eine staatliche 
Pension erhalten. Diese erst am Mittwoch bekanntgewordene Ent­
scheidung wurde vom zweiten Senat des Bundesverwaltungs­
gerichts in Berlin bereits Mitte des Monats getroffen. Der 79jährige 
alte Klagges, dem von den ersten gerichtlichen Instanzen eine 
solche Pension aus seiner Tätigkeit als ehemaliger Schulrektor 
zuerkannt worden war, erhielt in der langjährigen juristischen 
Auseinandersetzung um eine Altersversorgung schließlich vom 
niedersächsischen Landesverwaltungsamt einen ablehnenden Be­
scheid. Dieser Bescheid wurde nun von der höheren Berliner 
Instanz abgewiesen, so daß dem Pensionsanspruch von Klagges 
nichts mehr im Wege steht. 

Politische Bluttat in Konstanz 
Wie in den letzten Tagen in der deutschen Presse zu lesen war 
ist es zu heftigen politischen Auseinandersetzungen nach der 
Bluttat des 38jährigen Hilfsarbeiters Emil Obser an dem 17jähri­
gen Tankwart Martin Katschker in Konstanz zwischen der Kreis­
stelle des Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB) sowie dem 
Ortsverein der SPD einerseits und der örtlichen NPD gekommen. 
Sie gipfelten in der Erklärung des NPD-Ortsvorsitzenden Eyer­
mann, er habe den Kreisvorsitzenden des DGB, Reisacher, wegen 
Verleumdung bei Gericht verklagt. 
Hintergrund der Auseinandersetzungen ist die auf Flugblättern 
verbreitete Behauptung Reisachers, Eyermann habe durch eine 
Äußerung im Bürgerausschuß, der zweiten Kammer des Stadt­
parlaments, Haß gegen die Gammler bis zu einer Pogromstim­
mung geschürt. Tatsächlich hatte sich Eyermann vor Wochen in 
einer Bürgerausschußsitzung über das in Kostanz zunehmende 
Gammlerunwesen beschwert. Als Oberbürgermeister Helmle (CDU) 
darauf erklärte, er sehe rechtlich keine Möglichkeit, Gammlern den 
Aufenthalt im Stadtgebiet zu beschneiden, erklärte Eyermann sinn­
gemäß, es wäre ihm ein leichtes, zusammen mit etwa 40 Kon­
stanzer Bürgern - die sich sicher finden würden - Auswüchsen 
vorzubeugen. 
Dann geschah am 29. August auf einem freien Platz in der Alt­
stadt in Konstanz die Bluttat, die tötliche Verletzung des jungen 
Tankwarts durch ein Bolzenschußgerät, die von den Strafverfol­
gungsbehörden als „Tötung" registriert wurde, von den Gewerk­
schaften, der SPD und der Studentenschaft und hierbei bemerkens­
werterweise auch der katholischen und evangelischen Studenten­
schaft, als vorsätzlicher Mord bezeichnet wird, durch die vorherige 
Hetze gegen die Gammler vorbereitet. Soweit sind wir also schon 
wieder, daß unschuldige junge Menschen wegen ihres Aussehens 
ihr Leben lassen müssen. Wir stellen warnend fest, daß es vor 
noch nicht langer Zeit in deutschen landen, kurzhaarige, glatt­
rasierte, immer nach Kernseife duftende Muster an Ordentlichkeit 
und Sauberkeit gab, die in braunem, schwarzem und manchmal 
auch andersfarbigem Tuch gekleidet, gemeine Massenmörder 
waren, die heute zum Teil abgeurteilt sind oder noch heute uner­
kannt unter uns als biedere Bürger herumlaufen. Wehret den 
Anfängen! 



Ein notwendiges Wort zur rechten Zeit 
Es ist des Bundespräsidenten Stärke, daß er mit deutlichen und 
pointierten Aussagen nicht altgewohnte Formeln hersagt, um sei­
nem Pflichtpensum als Redner auf Veranstaltungen zu genügen. 
Und es gehört auch zu seiner Stärke, daß er nicht um die Zu­
stimmung der Zuhörer buhlt und um Beifall heischt, wo Kritik oder 
Mahnung erfordertlich sind. 

Seine Rede, die er auf einer Veranstaltung der Koblenzer Indu­
strie- und Handelskammer anläßlich der Freisprechung von Lehr­
lingen gehalten hat, war nicht nur ein herausragendes Beispiel 
dieser seiner besonderen Formulierungskunst. Hier sprach der 
ältere, der erfahrenere Mann, der sich nie den Wünschen und 
Sehnen der Jugend nach Neuland verschlossen hat. Wenn er 
kritisierte, daß weder beschwörende Rufe nach Mao oder nach 
Che, und daß vor allem auch keine Gewaltakte die Sutuation des 
Einzelnen noch unserer Welt ein kleines Stück menschlicher, ge­
rechter und vernünftiger machen, so sprach ganz gewiß nicht der 
konservierende Kritiker oder ein Ordnungsfanatiker, sondern der 
Mahner, der mit offenen Augen und hellhörigem Ohr einen ge­
wichtigen und notwendigen Appell ·an die Vernunft richtet. Flucht 
in eine kleine beschränkte Welt des Einzelnen - oder gar ins 
Rauschgift - lösen, so rief er den jungen Menschen zu, keine 
Probleme. Demokratie heiße deshalb Teilhaben an der Herrschaft, 
und wer sich hier aus Bequemlichkeit verweigere, der rufe jene 
immer bereiten Kräfte herbei, die politische Enthaltsamkeit für 
Eigeninteressen mißbrauchten. 

Ich halt' einen Kameraden 

Ernst Lemmer war einer der führenden Männer des 
Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold aus der Zeit der Wei­
marer Republik. Er war noch 1933 der stellvertretende 
Bundesvorsitzende des Reichsbanners neben Karl Höl­
termann und nahm auch an der letzten Bundesversamm­
lung 1933 in Berlin teil. Auf der Kundgebung im Februar 
1933 in den Krollsälen in Berlin sprachen er und Otto 
Wels, was zu dieser Zeit unter dem Terror der Nazis 
äußersten Mut erforderte. 

Führende Männer des Reichsbanners starben unter der 
Mörderhand der Nazis oder wurden nach dem letzten 
Aufbäumen nach dem 20. Juli 1944 hingerichtet wie 
Dr. Julius Leber und Dr. Theodor Haubach. 

Nach dem Kriege war der frühere Reichsbannermann 
Dr. Robert Kempner einer der Hauptankläger in den 
Nürnberger Prozessen. Andere führende Männer des 
Reichsbanners waren maßgebend am Wiederaufbau der 
Bundesrepublik beteiligt wie Kurt Schumacher, Heinrich 
Krone und Thomas Dehler, Zu diesen früheren Reichs­
bannermännern im Wiederaufbau eines demokratischen 
Deutschlands zählt auch Ernst Lemmer. 

Die Frankfurter Kameraden erinnern sich besonders, 
daß er 1929 in Frankfurt als Vertreter des Bundesvor­
standes an der Beerdigung der von SA-Mörderhand um­
gebrachten Reichsbannerkameraden Schmidt und Koch 
auf dem Hauptfriedhof teilnahm. An der Spitze der in 
Achter-Reihen durch Frankfurt demonstrierenden Kolon­
nen marschierte er neben dem Kameraden Waldemar 
Lorenz vom hessischen Gauvorstand, dem er im Januar 
1969 nach der Wiedergründung des Reichsbanners 
schrieb: 

,,Leider sehe ich die politische Entwicklung zu skeptisch, 
um daran zu glauben, daß die Verfassungsparteien 
etwas tun werden, damit sie sich nicht im Zeichen der 
Freiheit durch eine Handvoll Rowdies kaputtmacher:i 
lassen. Darum begrüße ich Eure Initiative in Frankfurt." 

Ernst Lemmer war auch heute wieder Mitglied des 
Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold und hat durch eine 
lebhafte Korrespondenz mit dem Bundesvorstand seine 
Mitarbeit bekräftigt. 

ROBERT BECKER, 1. Vorsitzender 

\ 

Wenn der Bundespräsident überzogene Hoffnungen oder Wünsche 
der Jugendlichen zum Schul- und Universitätsbetrieb oder zur 
Lehrlingsausbildung auf den Satz „Jede Art von Ausbildung muß 
zwischen Notwendigem und Wünschenswertem unterscheiden" re­
duzierte, so deshalb, um der Jugend einen Begriff von den realen 
Notwendigkeiten eines geordneten Lehrbetriebes zu geben. Mit 
allzu pauschalen Forderungen nach Reform im Bildungswesen 
schlechthin sei nichts Rechtes gewonnen, man müsse ins Detail 
gehen und die Wünsche des Einzelnen und die Erfordernisse der 
Gesellschaft gegeneinander abwägen, um konkret sagen zu kön­
nen, was geändert werden soll, wenn eine Verbesserung der 
Ausbildung angestrebt wird. 

Alle, die sich um die Jugend unserer Zeit ernsthaft kümmern und 
sich um die Zukunft Sorgen machen, können überzeugt sein, daß 
diese Koblenzer Rede Heinemanns ihre Wirkung nicht verfehlen 
wird und kann. 

Reichsbanner Schwarz - Rot - Gold 
BUND AKTIVER DEMOKRATEN e. V. 

Der Bundesvorstand 

2. politische Informations- und 
Bildungsveranstaltung 

am 19. und 20. September 1970 in Hannover, 
Haus Humanitas, Josephstraße 

VERANSTALTUNGSFOLGE: 

19. September 1970: 
10 Uhr Eröffnung und Begrüßung der Teilnehmer 
1. Vortrag: 
Einheit und Freiheit - 1945 
Der Kampf um die demokratische Entwicklung Im 
Nachkriegsdeutschland 
Referent: Dr. Albrecht Kaden, Regierungsdirektor, 
Hannover 
2. Vortrag: 
Die publizistischen und politischen Gefahren 
einer Pressekonzentration 
Referent: Erich Knapp, Redakteur, Bonn 

20. September 1970: 
3. Vortrag: 
Politische Aktivität und Bekenntnis im 
demokratischen Staat 
Referent: August Kerger, Kommunalreferent, 
Bonn 

An die Referate schließt sich eine Aussprache an. Mit 
einer Berichterstattung über das Ergebnis der Veran­
staltung wird diese beendet. 
Die Teilnehmer sind über die Landesverbände und Orts­
vereine zu dieser Veranstaltung delegiert. Die Zahl 
mußte entsprechend dem Charakter der Veranstaltung 
begrenzt werden. Die Arbeits~rgebnisse werden allen 
Organisationsgliederungen für die praktische Arbeit zur 
Kenntnis gebracht. 
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